
Unverbindliche Planerläuterung 
Gegenstand der vorliegenden 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 23-05 ist im Wesent-
lichen: 

▪ die Erweiterung der überbaubaren Grundstücksfläche mit Erhöhung der Grundflä-
chenzahl (GRZ) für eine Mehrfamilienhausbebauung im Baugebiet WA 1.1, 

▪ die Neuregelung der verkehrlichen Erschließung für das Baugebiet WA 2.1, 
▪ die geringfügige Erweiterung der Grundflächenzahl für das Baugebiet WA 2.1, 
▪ die Erhöhung der maximal zulässigen Traufhöhe und der maximal zulässigen Ober-

kante der Gebäude für die Baugebiete WA 1.1 und WA 2.1, 
▪ die Festsetzung von Teilen des ursprünglichen Baugebietes WA 1 als Sonstiges 

Sondergebiet Einzelhandel mit der Zweckbestimmung für Stellplatzflächen gemäß 
der tatsächlichen Bestandsnutzung, 

▪ die Festsetzung von Schallschutzmaßnahmen, 
▪ die Aufnahme von örtlichen Bauvorschriften zu Solaranlagen auf Dächern, zur Ge-

staltung von Einfriedungen und Vorgärten sowie zu Werbeanlagen. 
 
Die nachfolgenden textlichen Festsetzungen für das Gebiet der 2. Änderung ersetzen alle 
Festsetzungen der 1. Änderung sowie des Ursprungs-Bebauungsplanes Nr. 23-05. 
 

Teil B - Text 
 
Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBl. I S. 1802). 
 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Allgemeine Wohngebiete (§ 4, § 1 Abs. 6 und Abs. 9 BauNVO) 
In den Allgemeinen Wohngebieten (WA) sind sonstige nicht störende Gewerbebe-
triebe, Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch ausnahmsweise nicht zulässig. Ge-
mäß § 1 Abs. 9 BauNVO wird bestimmt, dass Ferienhäuser und Ferienwohnungen 
i.S.v. § 13a BauNVO unzulässig sind. 

1.2 Sondergebiet Einzelhandel (§ 11 BauNVO) 
Das Sonstige Sondergebiet Einzelhandel (SO/E) wird dem in der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes festgesetzten Sonstigen Sondergebiet Einzelhandel (SO/E) zur 
Unterbringung von ebenerdigen Pkw-Stellplätzen zugeordnet. 

 
2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB) 
2.1 Tiefgaragen und Garagengeschosse dürfen im Mittel nicht mehr als 0,8 m über die 

Geländeoberfläche herausragen. 
2.2 Für die Bestimmung der festgesetzten Traufhöhen und Oberkanten der Gebäude gilt 

als Bezugspunkt die Höhe von 5,50 m ü.NHN.  
 
3. Bauweise, Baugrenzen, überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 

BauGB, § 22 Abs. 4, § 23 Abs. 5 BauNVO) 
3.1 Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) und ebenerdige Stellplätze i.S.v. § 12 

BauNVO sowie Nebenanlagen i.S.v. § 14 Abs. 1 BauNVO sind im Baugebiet WA 1.1 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen nur zulässig in einem Abstand von 
mindestens 5,0 m zur Bahnhofstraße. Zufahrten zu Tiefgaragen, auch überdacht, 
sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Die Zulässig-
keit von Nebenanlagen i.S.v. § 14 Abs. 2 BauNVO bleibt unberührt.  

3.2 Für das Baugebiet WA 1.1 gilt die abweichende Bauweise. Die Gebäude sind mit 
seitlichem Grenzabstand, jedoch abweichend von der offenen Bauweise mit einer 



maximalen Gebäudelänge von 30,0 m zu errichten. Tiefgaragen sind auch mit Ge-
bäudelängen von über 50 m zulässig. Dabei gilt, dass innerhalb des Baugebie-
tes WA 1.1 an die nordwestliche Grundstücksgrenze herangebaut werden darf. 

3.3 Für das Baugebiet WA 2.1 gilt die abweichende Bauweise. Die Gebäude sind mit 
seitlichem Grenzabstand, jedoch abweichend von der offenen Bauweise mit einer 
maximalen Gebäudelänge von 20,0 m zu errichten. 

 
4. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft, Erhaltungs- und Anpflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a und b 
BauGB) 

4.1 Innerhalb der Fläche für Stellplätze im Baugebiet SO/E ist je fünf Stellplätze ein hei-
mischer Laubbaum der Qualität 3-mal verpflanzt/ Hochstamm/ Stammumfang 14 -
16 cm anzupflanzen. 

4.2 Innerhalb der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Abschirmgrün“ sind 
mindestens fünf Bäume der Arten Hänge-Birke (Betula pendula) und/oder Echter 
Rotdorn (Crataegus laevigata ′Paul‘s Scarlet′) in der Mindestqualität 3-mal verpflanzt 
mit einem Stammumfang von 18-20 cm anzupflanzen. Die Bäume sind mit einem 
Dreibock zu sichern.  

4.3 Die gemäß Punkt 6.4 festgesetzte Einfriedung ist bei einer beidseitigen Begrünung 
mit standortgerechten, rankenden oder schlingenden Pflanzen vollständig zu begrü-
nen. Alternativ oder ergänzend sind hochwachsende standortgerechte Sträucher an-
zupflanzen. Die verbleibenden Grünflächen sind mit Rasen und Sträuchern zu begrü-
nen. Alle Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

4.4 Für die Anpflanzungen gilt eine 5-jährige Entwicklungspflege. 
4.5 Das im Teil A - Planzeichnung dargestellte Zauneidechsenquartier (CEF-Maßnahme) 

ist dauerhaft zu erhalten, vor Beeinträchtigungen zu schützen und von Pflanzenauf-
wuchs freizuhalten.  

 
5. Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 6 
BauGB)  

5.1 Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche des Verkehrs 
sind für Aufenthaltsräume in Wohnungen innerhalb der festgesetzten Fläche mit der 
Bezeichnung „L 4“ die Außenbauteile einschließlich der Fenster so auszuführen, 
dass die Schallpegeldifferenzen in den Räumen einen Beurteilungspegel von 
30 dB(A) gewährleisten. Die gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R’w,ges 
berechnen sich gemäß DIN 4109-1:2018-01. Für Wohnräume mit Schlafnutzungen 
(z.B. Schlafräume und Kinderzimmer) ist im Nachtzeitraum eine ausreichende schall-
geschützte Belüftung zu gewährleisten. Dies ist durch besondere Fensterkonstrukti-
onen oder durch andere bauliche Maßnahmen gleicher Wirkung (z.B. schallge-
dämmte Lüftungseinrichtungen) zu erreichen. 

5.2 Zum Schutz vor gewerblichen Geräuschimmissionen muss die Schalldämmung der 
Einfriedung gemäß Pkt. 6.4 mindestens 24 dB betragen. Sie ist absorbierend gemäß 
Gruppe A1 nach den ZTV-Lsw 06 mit einer Absorption von DLa < 4 auszuführen.  

5.3 Außenwohnbereiche sind in den nachrichtlich übernommenen Lärmpegelbereichen 
LPB II und LPB III zulässig.  
Innerhalb der festgesetzten Fläche mit der Bezeichnung „L 4“ sind Außenwohnberei-
che nur zulässig, wenn ein zweiter Außenwohnbereich in den nachrichtlich darge-
stellten Lärmpegelbereichen LPB II oder LPB III vorhanden ist. Ist dies nicht möglich, 
sind schallmindernde Maßnahmen im Nahbereich der Außenwohnbereiche (z.B. Ver-
glasungen) innerhalb der festgesetzten Fläche mit der Bezeichnung 



„L 4“ umzusetzen, die eine Pegelminderung auf den Tag-Immissionsrichtwert der je-
weiligen Nutzung bewirken. 

5.4 Für lärmabgewandte Gebäudeseiten kann der maßgebliche Außenlärmpegel ent-
sprechend Punkt 4.4.5.1 der DIN 4109-2 ohne besonderen Nachweis bei offener Be-
bauung um 5 dB und bei geschlossener Bebauung oder Innenhöfen um 10 dB ver-
mindert werden. 

5.5 Wird für konkrete Planvorhaben nachgewiesen, dass sich der Beurteilungspegel für 
die Fassaden oder Außenwohnbereiche infolge der Eigenabschirmung oder von Ab-
schirmungen durch vorgelagerte Baukörper oder Lärmschutzwände, des Fortfalls 
maßgeblicher Schallquellen bzw. durch schallmindernde Maßnahmen an den Schall-
quellen soweit vermindert, dass sich ein geringerer Lärmpegelbereich ergibt, dann 
kann von den Schallschutzmaßnahmen (Festsetzung Nr. 5.1) entsprechend abgewi-
chen werden. Von den Festsetzungen in Nr. 5.2 kann entsprechend den neu berech-
neten Beurteilungspegeln abgewichen werden, sofern die Immissionsrichtwerte der 
TA Lärm eingehalten werden. 

 
6. Örtliche Bauvorschriften (§ 86 Abs. 1 und 4 LBauO-MV) 
6.1 Die Dächer im Baugebiet WA 1.1 sind als Sattel-, Walm- oder Zeltdächer mit sym-

metrisch zur Gebäudelängsachse ausgebildeten Hauptdachflächen und einer Dach-
neigung zwischen 35° und 45° herzustellen.  

6.2 Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie sind generell zulässig, wenn sie auf den 
Dach- und/oder Wandflächen des Gebäudes aufliegen oder in diese integriert sind. 
Aufgeständerte oder überkragende Anlagen sind nicht zulässig. 

6.3 Die Verwendung von unbeschichteten kupfer-, zink- oder bleibedeckten Dachflächen 
ist unzulässig. 

6.4 Zur Abgrenzung der privaten Flächen des Wohngebietes ist eine 2,0 m hohe Einfrie-
dung zu den Flächen des nordwestlich gelegenen Verbrauchermarktes und der da-
zugehörigen Stellplatzflächen herzustellen. Diese ist entsprechend der Festsetzung 
in der Planzeichnung nordwestlich der Planstraße bis zum südwestlichen Rand der 
Grünfläche zu errichten. Aus ortsgestalterischen Gründen ist die Einfriedung  

- mindestens alle 15 m durch Materialwechsel baulich zu gliedern oder 
- vollständig beidseitig zu begrünen. 

6.5 Stellplätze von Müllbehältern sind mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflanzung, 
begrünten Umkleidung oder Rankgittern zu versehen.  

6.6 Einfriedungen sind nur als Laubholzhecke aus heimischen Arten, Holzzaun, Feld-
steinmauer oder Metallzäunen nur in Verbindung mit Laubholzhecken aus heimi-
schen Arten zulässig.  

6.7 Die Vorgartenbereiche im Baugebiet WA 2.1 sind mit Rasen- und/oder Pflanzflächen 
gärtnerisch zu gestalten. Das Anlegen von Kiesbeeten oder Stein-/ Schotterflächen 
ist unzulässig. Die Herstellung von Grundstückszufahrten/-zuwegungen ist im Vor-
gartenbereich zulässig. Der Vorgartenbereich ist der Bereich zwischen der Plan-
straße, die zur Erschließung des Grundstücks dient, und der straßenseitigen Haupt-
gebäudeflucht einschließlich deren seitlicher Verlängerung. 

6.8 Im Allgemeinen Wohngebiet gilt: Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung 
bis zu einer Größe von 0,75 m² zulässig. Werbeanlagen mit Leuchtfarben, wechseln-
dem oder sich bewegendem Licht sind unzulässig. Die Aufstellung von Warenauto-
maten ist unzulässig. 

6.9 Es wird auf § 84 der LBauO M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig dieser nach § 86 LBauO M-V erlassenen Satzung über die 
örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. 

 



Hinweise 
 
Die Traufhöhe ist als die Höhe der Schnittlinie zwischen der aufgehenden Wand und der 
Oberkante der Dachhaut definiert. Die Oberkante des Gebäudes, also der höchste Punkt 
des Daches, ist gleich der Firsthöhe. 
 
Der Plangeltungsbereich liegt in der Schutzzone II der Grundwasserfassung Graal - Müritz. 
Die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen (z.B. Heizöl) sowie die Errichtung von Erd-
wärmesonden und die Bohrung von Brunnen als dauerhafte Erdaufschlüsse ist nach den 
Bestimmungen der Schutzzonenordnung verboten. Ausnahmen im Gemeinwohlinteresse 
können nach § 136 (3) LWaG M-V genehmigt werden, soweit sie dem Schutzziel nicht zu-
widerlaufen. 

 
Artenschutz: Die Baufeldfreimachung sowie der Beginn der Bauarbeiten müssen zwischen 
30. November und 01. März erfolgen oder in diesem Zeitraum begonnen und ohne größere 
Pausen fortgeführt werden. 
 
Die Herstellung, Unterhaltung und Pflege der Verkehrsflächen, der Grünflächen sowie des 
Eidechsenquartiers ist vertraglich mit der Gemeinde Graal-Müritz abzusichern. 
 
Sollte bei den Baumaßnahmen verunreinigter Boden oder Altablagerungen (Hausmüll, ge-
werbliche Abfälle, Bauschutt etc.) angetroffen werden, so sind diese Abfälle vom Abfallbe-
sitzer bzw. vom Grundstückseigentümer einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. 
Auf die Anzeigepflicht bei der unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises Rostock wird 
hingewiesen. Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnli-
chen Einwirkungen auf Boden und Untergrund. 
 
Die in der Satzung genannten Gesetze und Richtlinien können im Bauamt der Gemeinde 
Graal-Müritz, Ribnitzer Straße 21 in 18181 Graal-Müritz, während der Öffnungszeiten ein-
gesehen werden. 
 
Der vorliegende Entwurf ist nicht rechtsverbindlich. Alle Rechtsgeschäfte, die auf Grundlage 
dieses Entwurfes getätigt werden, geschehen auf eigene Verantwortung. 
 


